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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 2010) 
in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Die Anhörung vor Entziehung der Fahrerlaubnis der 
Bundesstadt Bonn   Amt 33-42   
 

Datum der Verfügung 

13.10.2023 
Az.: 

33-421-20/23 
Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 

Braun, Daniel, geb. 12.05.1979, Thomastr. 36, 53111 
Bonn 

 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden Dienststunden im Stadthaus, Berliner 
Platz 2, Führerscheinstelle, Passage, 53111 Bonn be-
reit. 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß  
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öf-
fentlich zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz 
VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Bonn, den 13.10.2023 
 
Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Zintl 
 
 
 
 
Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 2010) 
in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Das Schreiben nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
der Bundesstadt Bonn 
 

Datum der Verfügung 

27.09.2023 
Az.: 

50-223/ko/911399 
Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 

An Frau: Frankreiter, Christina 
 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Rathaus Bonn-
Beuel, Friedrich-Breuer-Str. 65, 53225 Bonn, Zimmer 4, 
bereit. 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß  
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öf-
fentlich zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz 
VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Bonn, den 13.10.2023 
 

Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Kolodziej 

Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 2010) 
in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Das Schreiben nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
der Bundesstadt Bonn 
 

Datum der Verfügung 

18.10.2023 
Az.: 

50-223/U/ri 901354 
Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 

An Herrn  Marek Krzysztof Dawid 
zuletzt gemeldet in 30449 Hannover, Göttinger Str.64 

 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Rathaus Bonn-
Beuel, Friedrich-Breuer-Str. 65, 53225 Bonn, Zimmer 17, 
bereit. 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß  
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öf-
fentlich zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz 
VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Bonn, den 18.10.2023 
 

Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Ringe-Gleditzsch 
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Öffentliche Zustellung 
 

nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land NRW vom  
07.03.2006 (GV NRW. S. 94 / SGV NRW. 2010) in der zurzeit gültigen Fassung 

 

 

Die Bescheide der Stadt Bonn   Amt 33 - 2   
 
Datum PK-Nr. 

29.03.2023 7777.4841.8013 
Betroffene/r   

Herr Babbel, Stefan, Müldorfer Str. 138, 53229 Bonn       
Datum PK-Nr. 

11.10.2023 7777.5815.8014 
Betroffene/r   

Herr Aras, Mazlum, Kapuzinerstr. 44, 41061 Mönchengladbach        
Datum PK-Nr. 

23.05.2023 7777.5762.4216 
Betroffene/r   

Herr Tudor, Nicolae-Bogdan, Wilfriedstr. 9, 47169 Duisburg       
Datum PK-Nr. 

18.08.2023 7777.5788.6776 
Betroffene/r   

Herr Alushi, Driton, Elbestraße 218, 53332 Bornheim       
Datum PK-Nr. 

21.07.2023 7777.5794.9301 
Betroffene/r   

Herr Bläsing, Peter Kurt Franz, Linder Straße 5, 53506 Ahrbrück       
Datum PK-Nr. 

11.10.2023 7777.4855.8168 
Betroffene/r   

Herr Grabe, Ufuk, Burbacher Str. 68, 53129 Bonn       
Datum PK-Nr. 

22.08.2023 7777.5816.5495 
Betroffene/r   

Herr Codreanu, Denis-Ionut, Fährstr. 3, 53179 Bonn       
Datum PK-Nr. 

27.07.2023 7777.4996.6936 
Betroffene/r   

Herr Vasiler, Stefan, Rüdesheimer Ring 115, 53879 Euskirchen       
 

 

 
   

 
 
 

     
 
 

 

jetzt unbekannten Aufenthaltes, liegen zur Abholung durch die Empfänger oder deren Bevollmächtigten während 
der Dienststunden im Stadthaus, Berliner Platz 2, Etage 4 A, Registratur, 53111 Bonn, bereit.
Das vorgenannte Dokument wird hiermit gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öffentlich 
zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.. 

Bonn, den 16. Oktober 2023

Die Oberbürgermeisterin
Im Auftrag 
 
 

gez. Merzenich 
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Die folgende Bekanntmachung erfolgt auf Veranlassung der Bezirksregierung Köln,  
Dezernat 25  
 
Bonn, den 19.10.2023 
 
gez. Wiesner 
Stadtbaurat 
 
 

 
BUNDESSTADT BONN 
Die Oberbürgermeisterin  
  

Bekanntmachung 
 

Planfeststellung für den 6-streifigen Ausbau der A 565 zwischen der Anschluss-
stelle Bonn-Endenich und dem Autobahnkreuz Bonn-Nord in Bonn von Bau - km 
10+ 108 bis Bau - km 11+ 900 einschließlich Brückenneubauten und Stütz- und 
Lärmschutzwänden sowie Entwässerungseinrichtungen – Verlängerung der Fris-
ten 

 

Im Auftrag der Bundesrepublik Deutschland beabsichtigt die Autobahn GmbH des Bun-
des, Niederlassung Rheinland, Außenstelle Euskirchen, den 6-streifigen Ausbau der A 
565 zwischen der Anschlussstelle Bonn-Endenich und dem Autobahnkreuz Bonn-Nord 
von Bau - km 10+ 108 bis Bau – km 11+ 900 einschließlich Brückenneubauten und Stütz- 
und Lärmschutzwänden sowie Entwässerungseinrichtungen in der Gemarkung Bonn-En-
denich. 

Zur Erlangung des Baurechts für diese Maßnahme hatte der Landesbetrieb Straßenbau 
NRW (jetzt zuständig: die Autobahn GmbH des Bundes) bei der Bezirksregierung Köln 
(Anhörungsbehörde) die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens nach § 17a Bun-
desfernstraßengesetz (FStrG) in Verbindung mit § 73 Verwaltungsverfahrensgesetz 
(VwVfG) beantragt. 

Für das Vorhaben besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung gemäß § 3a des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

Das für das Bauvorhaben durchzuführende Planfeststellungsverfahren wurde am 
10.09.2020 eingeleitet. Die abgegebenen Stellungnahmen der Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Einwendungen der betroffenen Privaten zu den 2020 offen gelegten Plan-
unterlagen haben dazu geführt, dass in 2022 die Ausgangsplanung von der Autobahn 
GmbH des Bundes überarbeitet bzw. ergänzt worden ist (1.Deckblatt). Eine weitere 
Planänderung (2.Deckblatt) umfasst insbesondere: 

 

-  nochmals das Thema Klima/CO2-Bilanz/§ 13 Klimaschutzgesetz (KSG) und wird ent-
sprechend der Allgemeinen Rundverfügung 03/2023 des Bundesministeriums für Di-
gitales und Verkehr um den Bericht „THG-Emissionen aus Verkehr“ ergänzt 

-  sowie zusätzlich wird die Luftschadstoffuntersuchung auf den aktuellen Stand des 
Handbuchs für Emissionsfaktoren des Straßenverkehrs (HBEFA) aktualisiert. 

 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt durch Veröffentlichung der Planänderungsunter-
lagen im Internet (§ 3 Abs. 1 Satz 1 PlanSiG). Da im Bekanntmachungstext vom 

1328 



26.09.2023 die Verlinkung nicht unmittelbar zu den Planunterlagen auf der Internet-
seite der Bezirksregierung Köln geführt hat, wird die Offenlage verlängert. 

Daher werden die Planunterlagen nun bis zum 08.12.2023 im Internet abrufbar sein. 
Die Frist zur Erhebung von Einwendungen endet somit am 08.01.2024.Die Planände-
rungsunterlagen stehen in der v.g. Zeit 

 

auf der Internetseite der Bezirksregierung Köln unter https://url.nrw/planfeststel-
lung_strassen 
 
 zur Verfügung. 
(Übersichtsseite der straßenrechtlichen Verfahren in Zuständigkeit der Bezirksregierung 
– über diese Seite kann das Vorhaben ausgewählt werden) 

Der Inhalt dieser Bekanntmachung und der vorgenannten, nach § 19 Abs. 2 UVPG aus-
zulegenden Unterlagen ist zusätzlich über das zentrale Internetportal  

https://uvp-verbund.de/portal/  zugänglich (§ 20 UVPG). Maßgeblich ist der Inhalt der im 
Internet zur Verfügung gestellten Unterlagen. 

Als zusätzliches Informationsangebot hat die Bezirksregierung Köln eine Papierfassung 
der Planunterlagen zur Verfügung gestellt, die im Bedarfsfall bei der Stadt Bonn eingese-
hen werden kann (§ 3 Abs. 2 Satz 1 PlanSiG). 

Der geänderte Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt weiterhin bis einschließlich 
08.12.2023 während der Dienststunden bei der  

 

Stadt Bonn, Amt für Bodenmanagement und Geoinformation, 

Stadthaus, 

Berliner Platz 2,  

Aufzug 2, Etage 6B (Kundenzentrum Geodaten),  

 

montags, dienstags, mittwochs und freitags von 8.00 Uhr – 13.00 Uhr und donnerstags 
von 8.00 Uhr – 18.00 Uhr zur allgemeinen Einsichtnahme öffentlich aus. Die Einsicht-
nahme ist nur nach vorheriger Terminvereinbarung unter der folgenden Rufnummer mög-
lich: Telefon: +49 (0)228 77 2200 E-Mail: kundenzentrum-geodaten@bonn.de 

 

1. Jeder, dessen Belange durch das o.g. Vorhaben berührt werden, kann bis spätestens 
einem Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist 

  

bis zum 08.01.2024 einschließlich, 

 

bei der Bezirksregierung Köln, Dezernat 25, Zeughausstraße 2-10, 50667 Köln (Anhö-
rungsbehörde) oder bei der Stadt Bonn, Technisches Rathaus, Einwendungen gegen 
die geänderten Planunterlagen schriftlich oder zur Niederschrift erheben. Die Äuße-
rungsfrist gilt auch für solche Einwendungen, die sich nicht auf die Umweltauswirkungen 
des Vorhabens beziehen. 

Es können nur Einwendungen zu den Änderungen in diesem 2. Deckblattverfahren 
erhoben werden. Alle bisher getätigten Einwendungen behalten ihre Gültigkeit und 
müssen nicht noch einmal vorgetragen werden. 
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Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung setzt voraus, dass aus der Einwendung 
zumindest der geltend gemachte Belang und die Art der Beeinträchtigung hervorgehen, 
die Einwendung unterschrieben und mit einer den Mindestanforderungen entsprechen-
den, lesbaren Anschrift versehen ist. Einwendungen ohne diesen Mindestinhalt sind un-
beachtlich. 
 
Gem. § 3a VwVfG sind Einwendungen, die per E-Mail erhoben werden, nur zulässig, 
wenn die Empfängerbehörde hierfür einen Zugang eröffnet hat und die E-Mails mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz versehen sind. Eine Sig-
nierung mit einem Pseudonym ist nicht zulässig. 
 
Die Bezirksregierung Köln hat diesen Zugang eröffnet und es gilt Folgendes: 
Die Einwendung kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qua-
lifizierter elektronischer Signatur an die elektronische Poststelle der Bezirksregierung 
Köln erhoben werden. Die E-Mail-Adresse lautet: poststelle@brk.sec.nrw.de. 
Die Einwendung kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer 
Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz bei der Bezirksregierung Köln erhoben werden. 
Die De-Mail-Adresse lautet: poststelle@brk-nrw.de-mail.de. 
 
Nach Ablauf der Frist sind Einwendungen und Äußerungen ausgeschlossen (§ 21 Abs. 4 
Satz 1 und Abs. 5 UVPG). Der Ausschluss beschränkt sich nur auf das Verwaltungsver-
fahren.  
 
Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder 
in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Einga-
ben): Auf jeder, mit einer Unterschrift versehenen Seite, ist ein/e Unterzeichner/in mit 
vollständigem Namen und Anschrift als Vertreter/in der übrigen Unterzeichner/innen zu 
benennen. Andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

2. Im Rahmen des Anhörungsverfahrens werden personenbezogene Daten erhoben. Infor-
mationen zu dieser Datenerhebung können Sie unter https://url.nrw/planfeststel-
lung_strassen einsehen. 

3. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen 
nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG NRW von der Auslegung des Plans. 

4. Die Anhörungsbehörde kann unter Voraussetzungen des § 17a Abs. 1 FStrG auf eine 
Erörterung der rechtzeitig erhobenen Stellungnahmen, Einwendungen und Äußerungen 
verzichten. 

Findet ein Erörterungstermin statt, wird dieser zuvor ortsüblich bekannt gemacht. Ferner 
werden diejenigen, die fristgerecht Stellungnahmen und Äußerungen eingereicht sowie 
Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen und/oder Äuße-
rungen wird der Vertreter/ die Vertreterin, von dem Termin gesondert benachrichtigt (§ 
17 VwVfG NRW). 

Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden. 

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist 
durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbe-
hörde zu geben ist. 

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhan-
delt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins been-
det. 

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
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5. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und Stellung-
nahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten 
werden nicht erstattet. 

6. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde 
nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem ge-
sonderten Entschädigungsverfahren behandelt. 

7. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsver-
fahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Entschei-
dung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender/innen und diejenigen, die eine Stel-
lungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, 
wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 

8. Ab Beginn der Auslegung des Planes tritt die Veränderungssperre nach § 9a Abs. 1 
FStrG in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Vorhabenträger ein Vor-
kaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu. 

9. Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen, 

- dass die Bezirksregierung Köln die für das Verfahren und die für die Entscheidung über 
die Zulässigkeit des Vorhabens zuständige Behörde ist, 

- dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschie-
den werden wird, 

- dass die ausgelegten Planunterlagen die nach § 16 Abs. 1 UVPG notwendigen Anga-
ben enthalten und 

- dass die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die Einbeziehung der Öf-
fentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gem. § 18 Abs. 1 UVPG vo-
raussetzt und dies erfolgt ist. 
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Vertretungs- und Unterzeichnungsbefugnisse für die LVR-Klinik Bonn  

vom 13.10.2023 

 

 

Gemäß § 4 Absatz 2 der Verordnung über den Betrieb gemeindlicher Krankenhäuser in 

Nordrhein-Westfalen – Gemeindekrankenhausbetriebsverordnung – vom 5. August 2009 

(GV. NRW. S. 434), zuletzt geändert durch Verordnung vom 22. März 2021 (GV. NRW. 

S. 347), in Verbindung mit § 11 Absatz 2 der Betriebssatzung für die LVR-Kliniken des 

Landschaftsverbandes Rheinland vom 28. August 2009  

(GV. NRW. S. 796) – KHBS – wird hiermit die Vertretungsbefugnis für die LVR-Klinik 

Bonn veröffentlicht: 

 

Vertretung 

 

1. In allen zur laufenden Betriebsführung sowie allen sonstigen zum Betrieb der Kli-

nik gehörenden Angelegenheiten, die der Entscheidung des Klinikvorstandes un-

terliegen, wird der Landschaftsverband Rheinland durch die Vorsitzende oder den 

Vorsitzenden des Klinikvorstandes und durch die Kaufmännische Direktion gemäß 

§ 11 Absatz 1 KHBS gemeinschaftlich vertreten. Ist die Vorsitzende oder der Vor-

sitzende des Klinikvorstandes zugleich Kaufmännische Direktorin bzw. Kaufmänni-

scher Direktor, so bedarf es der Unterschrift eines weiteren Mitgliedes des Klinik-

vorstandes.  

 

2. Im Falle der Verhinderung des Vorstandsmitgliedes nimmt die Vertreterin/der Ver-

treter seine Aufgaben wahr. Im Falle der Verhinderung der/des Vorstandvorsit-

zenden werden ihre/seine Aufgaben durch ein anderes Vorstandsmitglied wahrge-

nommen. 

 

Mitglieder des Klinikvorstandes der LVR-Klinik Bonn sind: 

 

Vorstandsvorsitzender    Herr Ass. Klaus-Werner Szesik 

und Kaufmännischer Direktor als Leiter 

des Wirtschafts- und Verwaltungsdienstes 

 

Ärztlicher Direktor     Herr Prof. Dr. Markus Banger 

 

Pflegedirektor in     Frau Elvira Lange 

 

Stellvertreter der Vorstandsmitglieder sind: 

 

Stv. Kaufmännischer Direktor (komm.)  Herr Johannes Regul  

Stellvertretender Ärztlicher Direktor  Herr Dr. Michael Schormann 

Stellvertretender Pflegedirektor    Herr Dirk Werner 
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Verpflichtungserklärungen 

 

 

1. Verpflichtende Erklärungen der nicht laufenden Betriebsführung bedürfen zu ihrer 

Wirksamkeit gemäß § 11 Absatz 3 Betriebssatzung für die LVR-Kliniken des Land-

schaftsverbandes Rheinland i. V. m. § 21 Absatz 1 Landschaftsverbandsordnung – 

LVerbO – der Unterzeichnung durch die Direktorin bzw. den Direktor des Land-

schaftsverbandes Rheinland oder der allgemeinen Vertreterin bzw. des allgemei-

nen Vertreters und der sachlich zuständigen Landesrätin bzw. des sachlich zu-

ständigen Landesrates. 

 

2. Das Formerfordernis nach § 11 Absatz 3 KHBS – i. V. m. § 21 Absatz 1 LVerbO 

wird gemäß § 21 Abs. 2 LVerbO auch insoweit gewahrt, als eine von der Direktorin 

bzw. dem Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland oder der allgemeinen Ver-

treterin bzw. des allgemeinen Vertreters und der sachlich zuständigen Landesrätin 

bzw. des sachlich zuständigen Landesrates unterzeichnete Vollmacht vorliegt. 

 

 

Formfreie Verpflichtungserklärungen 

 

In Geschäften der laufenden Betriebsführung sind folgende Befugnisse zur Abgabe form-

freier Verpflichtungserklärungen übertragen: 

 

a) Die Vorstandsmitglieder sind für die Geschäftsbereiche, die ihnen zur alleinigen 

Verantwortung übertragen sind, bis zu einer Höhe von 175.000 € allein zeich-

nungsberechtigt. Für arbeitsrechtliche Maßnahmen gilt § 10 der KHBS. 

 

b) Ist ein Vorstandsmitglied verhindert, so wird es durch seine Abwesenheitsvertre-

tung nach § 9 KHBS vertreten, die insoweit auch zeichnungsberechtigt ist.  

 

c) Alle darüberhinausgehenden Verpflichtungserklärungen bedürfen der gemeinsa-

men Unterzeichnung durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Klinikvor-

standes und durch die Kaufmännische Direktion. Ist die Vorsitzende oder der Vor-

sitzende des Klinikvorstandes zugleich Kaufmännische Direktorin bzw. Kaufmänni-

scher Direktor, so bedarf es der Unterschrift eines weiteren Mitgliedes des Klinik-

vorstandes. 

 

Nach Ziffer 3.5 der Allgemeinen Rundverfügung Nr. 20 des LVR-Dezernates Klinikverbund 

und Verbund Heilpädagogischer Hilfen kann der Klinikvorstand weitere Bedienstete der 

Einrichtung für bestimmte Geschäfte bzw. Geschäftskreise zur Einzelvertretung bevoll-

mächtigen. Die/der Bevollmächtigte ist dann berechtigt, eigene Willenserklärungen im 

Namen der Einrichtung abzugeben.  
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Bevollmächtigte 

 

- bis zu 75.000 EURO   Finanz- und Rechnungswesen 

      Herr Johannes Regul 

 

- bis zu 25.000 EURO   Personalleitung    

       Frau Ulrike Kolmer   

         

       Leiter der Wirtschafts- und  

  Versorgungsabteilung 

  Herr Jochen Weisheit 

 

       Leiter der Abteilung Technik  

       n.n. 

 

       Stellv. Leiter der Abteilung Technik  

       Herr Herbert Theis 

 

 

- bis zu 10.000 EURO   Wirtschaft und Versorgung   

       Herr Norbert Kentenich  

        

       Stellv. Leiter Personal und Recht 

       Herr Udo Glimm 

 

       Personal und Organisation 

       Frau Christina Simfeld 

       Frau Diana Jülich (Stellenausschreibungen) 

       Frau Anna Mußhake (Stellenausschreibungen) 

     

         

 

- bis zu 5.000 EURO    Herr Udo Engelhard (Versorgung) 

       Herr Jörg Fechner (Medizintechnik) 

       Herr Philipp McGinty (Technik) 

       Frau Ursula Schuller-Munteanu (Gutachten) 

       Herr Daniel Strauß (Technik) 

       Herr Ralf Zastrow (Technik)  

      Herr Dr. Michael Schormann (Beauftragung  

      Gutachten gem. § 16.3 MRVG NRW) 

       Herr Dr. Tobias Nickel (Beauftragung Gutach- 

       ten gem. § 16.3 MRVG NRW) 

 

 

- bis zu 1.000 EURO    Öffentlichkeitsarbeit 

       Herr Tillmann Daub    

             

- bis zu 500 EURO    Herr Bawan Hassan (Bibliothek) 
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Bei Arzneimitteleinkauf/Apothekenbedarf 

 

- bis zu 35.000 EURO Ltd. Apothekerin  

  Frau Kerstin Seemann     

   

       Stellv. Ltd. Apothekerin  

       Frau Anne Kathrin Muthesius-Mooshake  

             

       Apothekerin 

       Frau Zuzana Janouskova  

             

 

- bis zu 7.500 EURO    Frau Monika Decker  

       Frau Nora Linden 

       Frau Vera Ostmann 

 

 

Inkrafttreten 

 

Die Vertretungsbefugnisse treten mit sofortiger Wirkung in Kraft. Die Vertretungsbefug-

nisse vom Stand 31.01.2023, veröffentlicht im Amtsblatt der Bundesstadt Bonn vom 

15.02.2023, 55. Jahrgang, Nr. 7, werden widerrufen. 

 

Bonn, 13.10.2023 

 

Der Kaufmännische Direktor und Vorstandsvorsitzende 

der LVR-Klinik Bonn 

 

Ass. Klaus-Werner Szesik 
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